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Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung von intermodalen Logistikknoten 

zur Stärkung von KMU der Logistik- und 
Transportwirtschaft 

Erl. d. MW v. 1. 2. 2023 — 40-30651/0606 —

— VORIS 93300 —

Bezug: RrdErl. d. MB v. 15. 12. 2021 (Nds. MBl. S. 1909)
— VORIS 64100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und
der VV/VV-Gk zu § 44 LHO mit Mitteln des Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und mit Mitteln des
Landes Zuwendungen zur Modernisierung intermodaler Lo-
gistikknoten des Landes — genannt Güterverkehrszentren
(GVZ) — und Binnenhäfen. Diese sollen aufgrund des star-
ken Wachstums im Güterverkehr durch innovative Logistik-
und Transportlösungen in die Lage versetzt werden, mehr
Transporte bei weniger Verkehr zu ermöglichen. 

Durch den Ausbau und die Weiterentwicklung der Logistik-
knoten sollen Vorausetzungen für Ansiedlungen und Stärkung
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) geschaffen werden,
die innovative Logistik- und Transportlösungen anbieten, z. B.
intelligente Steuerung, digitales Transportmanagement durch
künstliche Intelligenz oder digitale Prozesse zur optimalen
Auslastung der Infra- oder Suprastruktur. 

Die innovativen Logistik- und Transportlösungen dieser
KMU sollen dazu beitragen, den zunehmenden Güterverkehr
nachhaltiger, umweltfreundlicher und effizenter zu bewältigen
sowie die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu stärken.
1.2 Die Gewährung der Zuwendung erfolgt gemäß den Rege-
lungen der 
— Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 24. 6. 2021 mit gemeinsamen Bestim-
mungen für den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohä-
sionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und
den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakultur-
fonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds
und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds,
den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument
für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Vi-
sumpolitik (ABl. EU Nr. L 231 S. 159; Nr. L 450 S. 158),

— Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. 6. 2021 über den Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsions-
fonds (ABl. EU Nr. L 231 S. 60; 2022 Nr. L 13 S. 74)

— EU-Strukturfondsförderung 2021—2027; Rahmenregelung
der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen
zur Projektförderung (ANBest-EFRE/ESF+) — Bezugser-
lass —,

— Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. 6.
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Grup-
pen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung
der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (ABl. EU Nr. L 187 S. 1;
Nr. L 283 S. 65), zuletzt geändert durch Verordnung (EU)
2021/1237 der Kommission vom 23. 7. 2021 (ABl. EU
Nr. L 270 S. 39) — im Folgenden: AGVO —, 

— Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. 12. 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L 352 S. 1),
geändert durch Verordnung (EU) 2020/972 der Kommis-
sion vom 2. 7. 2020 (ABl. EU Nr. L 215 S. 3) — im Folgen-
den: De-minimis-Verordnung —

in der jeweils geltenden Fassung.
1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in diesen
Richtlinien enthaltenen Regelungen für das gesamte Landes-
gebiet, also für das Programmgebiet der Regionenkategorie
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„Übergangsregion“ (ÜR) (Artikel 108 Abs. 2 Buchst. b der
Verordnung [EU] 2021/1060), bestehend aus den Landkrei-
sen Celle, Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Lüchow-Dannen-
berg, Lüneburg, Osterholz, Rotenburg (Wümme), Stade,
Uelzen und Verden, sowie für das aus dem übrigen Landes-
gebiet bestehende Programmgebiet der Regionenkategorie
„stärker entwickelte Region“ (SER) (Artikel 108 Abs. 2 Buchst. c
der Verordnung [EU] 2021/1060).
1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der
Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
2.1 Gegenstände der Förderung sind 
2.1.1 die infrastrukturelle Weiterentwicklung (Ausbau und

verkehrliche Anbindung) der GVZ und Binnenhäfen
(einschließlich Maßnahmen zur Vorbereitung und Be-
reitstellung von Flächen in GVZ) zur Ansiedlung und
Stärkung wachsender innovativer KMU der Logistik-
und Transportwirtschaft,

2.1.2 neue Umschlags- und Transporttechnologien sowie
Logistikkonzepte in GVZ und Binnenhäfen zur effizi-
enten Nutzung der Infra- und Suprastruktur.

2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind Vorhaben, für
die eine Förderung aus EFRE-Mitteln anderer Landespro-
gramme oder aus anderen Mitteln der EU, insbesondere des
Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+), des Europäischen
Fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
oder des Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakultur-
fonds (EMFAF) erfolgt; dies gilt nicht, soweit die Vorausset-
zungen des Artikels 63 Abs. 9 der Verordnung (EU) 2021/
1060 zur Unterstützung eines Vorhabens aus einem oder
mehreren Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-
Fonds) oder aus einem oder mehreren Programmen und aus
anderen Unionsinstrumenten gegeben sind.

3. Zuwendungsempfänger
3.1 Zuwendungsempfänger sind
— bei Vorhaben nach Nummer 2.1.1 juristische Personen

des öffentlichen oder privaten Rechts, die GVZ oder Bin-
nenhäfen entwickeln und/oder betreiben, 

— bei Vorhaben nach Nummer 2.1.2 juristische Personen
des öffentlichen oder privaten Rechts, die GVZ oder Bin-
nenhäfen entwickeln und/oder betreiben, Unternehmen
des öffentlichen oder privaten Rechts, Forschungs- und
Beratungseinrichtungen sowie landesweite oder regionale
Logistiknetzwerke-/cluster. 

3.2 Einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanord-
nung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission
zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von demselben
Mitgliedsstaat gewährten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit
mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, darf gemäß
Artikel 1 Abs. 4 Buchst. a AGVO keine Förderung nach die-
sen Richtlinien gewährt werden.
3.3 Unternehmen in Schwierigkeiten sind gemäß Artikel 1
Abs. 4 Buchst. c i. V. m. Artikel 2 Abs. 18 AGVO von einer
Förderung ausgeschlossen. Für Vorhaben, die nicht auf der
Grundlage der AGVO gefördert werden, gilt dies entspre-
chend.

Von der Förderung ausgeschlossen sind ebenso Unternehmen
oder Sektoren in den sonstigen Fällen des Artikel 1 Abs. 2
bis 5 AGVO.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Gefördert werden Vorhaben, die im jeweiligen Programm-
gebiet der Regionenkategorien (SER/ÜR) durchgeführt werden
(Artikel 108 Abs. 2 Buchst. b und c der Verordnung [EU]
2021/1060). Eine Förderung von Projekten nach Artikel 63
Abs. 3 der Verordnung (EU) 2021/1060 bleibt unbenommen.

Antragsberechtigt sind ausschließlich Antragsteller, die
eine Betriebsstätte in Niedersachsen betreiben.
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4.2 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen sind u. a.: 
4.2.1 Vorhaben müssen sich aus den einschlägigen strategi-

schen Entwicklungskonzepten des Landes (KV*)-/
GVZ-Konzept oder Niedersächsisches Hafenkonzept)
ergeben. In besonders begründeten Ausnahmefällen
können mit Zustimmung des programmverantwortli-
chen Ressorts auch Vorhaben an anderen Standorten
umgesetzt werden. Voraussetzung hierfür sind stand-
ortbezogene Einzelgutachten.

4.2.2 Eine Zuwendung darf nur gewährt werden, wenn eine
gesicherte Gesamtfinanzierung  des jeweiligen Projekts
im Rahmen des Ausgabenerstattungsprinzips vorge-
wiesen wird.

4.3 Bei der Antragstellung sind zur Beurteilung der Förder-
würdigkeit als richtlinienspezifische Qualitätskriterien nach-
zuweisen: 
4.3.1 zu den Fördergegenständen nach Nummer 2.1.1

— Beitrag zu einem nachhaltigen, umweltfreundlichen
und effizienten Güterverkehr durch infrastruktu-
relle Modernisierung der GVZ und Binnenhäfen,

*) Kombinierter Verkehr.

— Beitrag zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit von
wachsenden, innovativen KMU in GVZ oder Bin-
nenhäfen,

— Anzahl von wachsenden innovativen KMU in GVZ
oder Binnenhäfen, die neu angesiedelt oder gestärkt
werden, 

— Beitrag zu den Querschnittszielen;
4.3.2 zu den Fördergegenständem nach Nummer 2.1.2

— Beitrag zu einem nachhaltigen, umweltfreundli-
chen und effizienten Güterverkehr durch techno-
logische Modernisierung oder durch Umsetzung
neuer Logistikkonzepte in GVZ und Binnenhäfen,

— Beitrag zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit von
wachsenden, innovativen KMU in GVZ oder Bin-
nenhäfen,

— Anzahl von wachsenden innovativen KMU in GVZ
oder Binnenhäfen, die neu angesiedelt oder ge-
stärkt werden, 

— Beitrag zu den Querschnittszielen. 
Die Gewichtung der Qualitätskriterien (Scoring-Modell) ist

aus der Anlage zu diesem Erl. ersichtlich.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung ge-
währt.
5.2 Die Förderung aus EFRE-Mitteln beträgt grundsätzlich
in der SER bis zu 40 % und in der ÜR bis zu 60 % der zu-
wendungsfähigen Ausgaben. Die Bewilligungsstelle kann im
Einvernehmen mit dem programmverantwortlichen Ressort
im Einzelfall ein Projekt mit einem höheren EFRE-Interven-
tionssatz genehmigen. 
5.3 Vorhaben nach Nummer 2.1.1, die GVZ betreffen, wer-
den auf Grundlage von Artikel 56 AGVO gefördert; gewid-
mete Infrastruktur ist von einer Förderung ausgeschlossen.
Soweit die Vorhaben nach Nummer 2.1.1 Binnenhäfen be-
treffen, erfolgt die Förderung gemäß Artikel 56 c AGVO (Bei-
hilfen für Binnenhäfen). Die Bewilligungsstelle stellt sicher,
dass sämtliche Voraussetzungen der AGVO dabei eingehal-
ten werden, insbesondere die Bestimmungen der Kapitel I
(z. B. Anmeldeschwellen, Transparenz, Anreizeffekt, Kumu-
lierung, Veröffentlichung und Information) und Kapitel II
(Berichterstattung, Monitoring) sowie die besonderen Vor-
aussetzungen der Artikel 56, 56 c AGVO. Alternativ, oder
soweit die Voraussetzungen der AGVO nicht vorliegen, kann
die Förderung von Vorhaben nach Nummer 2.1.1. auch auf
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Grundlage der De-minimis-Verordnung erfolgen (siehe hier-
zu Nummer 5.3 Abs. 2 Sätze 2 und 3). 

Bei Vorhaben nach Nummer 2.1.2 erfolgt die Förderung
nach der De-minimis-Verordnung. In diesem Fall müssen
sämtliche Voraussetzungen dieser Verordnung vorliegen (ins-
besondere Geltungsbereich, Höchstgrenze, Erfordernis der
transparenten Beihilfe, Kumulierung, Überwachung). Die Be-
willigungsstelle prüft zur Einhaltung der zulässigen Höchst-
beträge insbesondere eine von den antragstellenden Unter-
nehmen vorzulegende Erklärung zu bereits erhaltenen De-
minimis-Beihilfen und stellt eine Bescheinigung aus.
5.4 Bei Anwendung von Artikel 56 AGVO (siehe Num-
mer 5.3 Abs. 1 Sätze 1 und 3) bemisst sich der Zuwendungs-
höchstbetrag nach der Differenz zwischen den beihilfefähi-
gen Ausgaben und dem Betriebsgewinn der Investition (Wirt-
schaftlichkeitslücke). Der Betriebsgewinn wird vorab, auf
der Grundlage realistischer Projektionen, oder über einen Rück-
forderungsmechanismus von den beihilfefähigen Kosten ab-
gezogen, Artikel 56 Abs. 6 AGVO. 

Bei Anwendung von Artikel 56 c AGVO (siehe Num-
mer 5.3 Abs. 1 Sätze 2 und 3) bemisst sich der Zuwendungs-
höchstbetrag nach der Differenz zwischen den beihilfe-
fähigen Ausgaben und dem mit der Investition oder Ausbag-
gerung erzielten Betriebsgewinn (Wirtschaftlichkeitslücke).
Der Betriebsgewinn wird vorab, auf der Grundlage realisti-
scher Projektionen, oder über einen Rückforderungsmechanis-
mus von den beihilfefähigen Kosten abgezogen, Artikel 56 c
Abs. 4 AGVO.

Bei Anwendung der De-minimis-Verordnung (siehe Num-
mer 5.3 Abs. 2 Sätze 2 und 3) gelten die dort in Artikel 3 Abs. 2
genannten Höchstbeträge. 
5.5 Soweit Vorhaben Binnenhäfen betreffen 
— darf die Beihilfeintensität (Förderquote) nicht mehr als

100 % der beihilfefähigen Ausgaben betragen und den in
Artikel 4 Nr. 1 Buchst. f AGVO festgelegten Betrag nicht
überschreiten, Artikel 56 c Abs. 5 AGVO,   

— ist der Nachweis der Wirtschaftlichkeitslücke (siehe Num-
mer 5.4 Abs. 2) bei Zuwendungen von nicht mehr als 2
Mio. EUR nicht erforderlich, sofern der Gesamtbetrag aus
öffentlichen Mitteln maximal 80 % der Beihilfe beträgt,
Artikel 56 c Abs. 8 AGVO. 

5.6 Sofern die Gesamtausgaben eines Vorhabens nicht mehr
als 200 000 EUR betragen, wird die Zuwendung als Pau-
schalbetrag gewährt. Bei AGVO-relevanten Vorhaben, die
vereinfachte Kostenoptionen nutzen, müssen zwingend (zu-
mindest teilweise) EU-Mittel eingesetzt werden. Die Ausga-
ben werden gemäß Artikel 53 Abs. 3 Buchst. b der Verord-
nung (EU) 2021/1060 als Gesamtpauschale gemäß Finanzie-
rungsplan gewährt. Die Angemessenheit und die Notwen-
digkeit der Ausgaben gemäß Finanzierungsplan sind im
Rahmen der Antragsbearbeitung zu prüfen. Die Auszahlung
erfolgt jeweils nach Erreichung vorher definierter Meilen-
steine. Der Zuwendungserstempfänger ist verpflichtet, im
Rahmen seiner Projektbeschreibung einen Meilensteinplan
anzufertigen: Hierbei sind mindestens zwei und maximal
vier Meilensteine festzulegen. Der letzte Meilenstein ent-
spricht einem Abschlussbericht über das Vorhaben. Die Be-
willigungsstelle setzt den Meilensteinplan nach erfolgter
Plausibilisierung im Bewilligungsbescheid verbindlich fest.
Die Realisierung der Meilensteine ist anhand qualitativer
Nachweise zu belegen.
5.7 Folgende Ausgaben sind insbesondere zuwendungsfähig:
— Bauausgaben bei Vorhaben nach Nummer 2.1.1,  
— Bau- und Beschaffungsausgaben nach Nummer 2.1.2 be-

treffend technologische Maßnahmen, 
— maßnahmenvorbereitende und -begleitende Planungs- und

Baunebenausgaben (insbesondere für Architekten- und
Ingenieurleistungen, soweit sie für maßnahmenbezogene
Planungen, Baubetreuungen und Bauleitungen anfallen)
bei Vorhaben nach Nummer 2.1.1 und nach Nummer 2.1.2
betreffend technologische Maßnahmen,
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— Ausgaben für Dienstleistungen bei Vorhaben nach Num-
mer 2.1.2 betreffend Logistikkonzepte. 

5.8 Folgende Ausgaben sind gemäß Artikel 64 Abs. 1 der
Verordnung (EU) 2021/1060 nicht förderfähig:
— Schuldzinsen,
— Erwerb von unbebauten oder bebauten Grundstücken,
— Personalausgaben,
— Umsatzsteuer, die nach § 15 UStG als Vorsteuer abzieh-

bar ist
5.9 Die VV/VV-Gk Nr. 8.7 Sätze 1 und 3 zu § 44 LHO fin-
den keine Anwendung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1 Die ANBest-EFRE/ESF+ sind unverändert zum Bestand-
teil des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P und
ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen aus der
ANBest-EFRE/ESF+ sind in den Zuwendungsbescheid auf-
zunehmen.
6.2 Neben den Prüfrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/
ESF+ und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-
EFRE/ESF+, ist der Zuwendungsempfänger insbesondere zu
verpflichten, bei der Erfassung der Indikatoren in der gefor-
derten Differenzierung und bei der Bewertung der Förde-
rung nach diesen Richtlinien mitzuwirken. Die hierfür erfor-
derliche Software wird internetgestützt zur Verfügung ge-
stellt und ist zu verwenden.
6.3 Der Zuwendungsempfänger ist darauf hinzuweisen, bei
der Förderung auf die Einhaltung der bereichsübergreifen-
den Grundsätze aus Artikel 9 der Verordnung (EU) 2021/1060
„die EU-Grundrechtecharta“, die „Nachhaltige Entwicklung“,
„Gleichstellung der Geschlechter“, „Chancengleichheit und
Nichtdiskrimierung“, das Pariser Klimaabkommen, den Grund-
satz der „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen (Do
no significant harm principle [DNSH])“ sowie „Gute Arbeit“
als eigenes Querschnittsziel des Landes Niedersachsen in
Anlehnung an die Bundesrats-Drucksache Nummer 343/13
zu achten.
6.4 Bei der Zulassung eines vorzeitigen Maßnahmebeginns
werden gegenüber dem Zuwendungsempfänger die ANBest-
EFRE/ESF+ für verbindlich erklärt. 
6.5 Bei der Förderung von Infrastrukturen oder produkti-
ven Investitionen ist im Bescheid ein Zweckbindungszeit-
raum festzulegen. Der Zweckbindungszeitraum beträgt grund-
sätzlich 15 Jahre. Der Zuwendungsempfänger hat in diesem
Zeitraum die Nutzung und Nutzungsfähigkeit von Infrastruk-
turen oder produktive Investitionen entsprechend des Zu-
wendungszwecks zu gewährleisten. Die Zweckbindungsfrist
beginnt am Tag nach der Abschlusszahlung. Bei Nichtein-
haltung der Zweckbindungsfrist kann die Förderung gemäß
Artikel 65 der Verordnung (EU) 2021/1060 und VV Nr. 8.2.4
zu § 44 LHO vollständig oder anteilig zurückgefordert wer-
den. Die Rückforderungsmodalitäten ergeben sich aus Arti-
kel 65 der Verordnung (EU) 2021/1060 und VV Nr. 8.2.4 zu
§ 44 LHO sowie § 49 Abs. 3 VwVfG. 

7. Anweisungen zum Verfahren
7.1 Vor der Bewilligung ist der Zuwendungsempfänger dar-
über zu informieren, dass eine Aufnahme in die Liste der Vor-
haben nach Artikel 49 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2021/1060
mit den dort in den Buchstaben a bis n genannten Informa-
tionen erfolgt. Zudem ist der Zuwendungsempfänger auf die
Pflichten gemäß Artikel 50 der Verordnung (EU) 2021/1060
hinzuweisen.
7.2 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO sowie die
ANBest-EFRE/ESF+, soweit nicht in diesen Richtlinien Ab-
weichungen zugelassen sind.
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7.3 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Förderbank
Niedersachsen (NBank), Günther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.
7.4 Die Bewilligungsstelle stellt die für die Antragsstellung,
den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderli-
chen Informationen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de)
und im Kundenportal bereit. 

Die Bewilligungsstelle hält für die Erstellung des zahlen-
mäßigen Nachweises nach Nummer 6.2 ANBest-EFRE/ESF+
Vordrucke vor. 
7.5 Die Übermittlung elektronischer Dokumente sowie das
Ersetzen der Schriftform durch die elektronische Form sind
nach Maßgabe der für die elektronische Kommunikation gel-
tenden Vorschriften des NVwVfG in seiner jeweils gelten-
den Fassung zulässig.

8. Schlussbestimmungen
8.1 Dieser Erl. tritt am 1. 2. 2023 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2029 außer Kraft.
8.2 Staatliche Beihilfen i. S. des Artikels 107 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Eropäischen Union in der
konsolidierten Fassung vom 7. 6. 2016 (ABl. EU Nr. C 202
S. 47; Nr. C 400 S. 1; 2017 Nr. C 59 S. 1) — im Folgenden:
AEUV — dürfen wegen der Geltungsdauer der in Num-
mer 1.2 dieses Erl. genannten beihilferechtlichen Rechts-
grundlagen nur bis zum 31. 12. 2023 bewilligt werden, so-
weit nicht eine Anpassung dieses Erl. an die ab dem 1. 1. 2024
geltenden beihilferechtlichen Rechtsgrundlagen erfolgt ist. 
8.2.1 Für Beihilfen nach der AGVO gilt eine Anpassungs-
periode von sechs Monaten nach dem Auslaufen der AGVO,
mithin bis zum 30. 6. 2024; dies gilt nicht für Regionalbei-
hilferegelungen. Für Regionalbeihilferegelungen endet die
Freistellungswirkung der AGVO am Tag des Außerkrafttre-
tens der betreffenden genehmigten Fördergebietskarte. Die Frei-
stellung von Risikofinanzierungsbeihilfen nach Artikel 21
Abs. 2 Buchst. a AGVO endet mit Ablauf der in der Finan-
zierungsvereinbarung vorgesehenen Frist, sofern die Bin-
dung der öffentlichen Mittel für den geförderten Private-
Equity-Fonds innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der
Geltungsdauer der AGVO auf der Grundlage einer solchen
Vereinbarung erfolgte und alle anderen Freistellungsvoraus-
setzungen weiterhin erfüllt sind.
8.2.2 Für De-minimis-Beihilferegelungen, die die Voraus-
setzungen der De-minimis-Verordnung erfüllen, gilt eine An-
passungsperiode von sechs Monaten nach dem Auslaufen
der De-minimis-Verordnung, mithin bis zum 30. 6. 2024.
8.3 Der Richtliniengeber stellt sicher, dass dieser Erl. zu je-
dem Zeitpunkt eine gültige und einschlägige beihilferechtli-
che Rechtsgrundlage aufweist. Bei Bedarf passt er diesen Erl.
rechtzeitig an das jeweils aktuelle Beihilferecht an. 
8.4 Die Bewilligungsstelle stellt sicher, dass staatliche Bei-
hilfen ohne gültige und einschlägige beihilferechtliche Rechts-
grundlage nach diesem Erl. nicht gewährt werden.

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBl. Nr. •/2023 S. 1
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Anlage

Qualitätskriterien zu Vorhaben nach 2.1.1

Mindest-
punktzahl 

Maximal-
punktzahl

1. Richtlinienspezifische fachliche Kriterien 40 70

A) GVZ und Binnenhäfen sollen durch infrastrukturelle Maßnahmen aufgewertet werden, 
um wachsende, innovative KMU zu stärken und dadurch mehr Transporte bei weniger 
Verkehr zu ermöglichen
— Beitrag zu einem nachhaltigen, umweltfreundlichen und effizienten Güterverkehr 

durch infrastrukturelle Modernisierung der GVZ und Binnenhäfen 
— 40 P: Maßnahme trägt dazu bei, durch Ansiedlung oder Stärkung innovativer 

KMU den Güterverkehr auf die umweltfreundlichen Verkehrsträger Wasserstraße 
und Schiene zu verlagern oder den Güterverkehr erheblich effizienter zu gestalten

— 30 P: Maßnahme trägt dazu bei, durch Ansiedlung oder Stärkung innovativer 
KMU den Güterverkehr effizienter zu gestalten

— 0 P: Maßnahme trägt wenig zu einem nachhaltigen, umweltfreundlichen 
und effizienten Güterverkehr bei 

— Beitrag zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit von wachsenden, innovativen KMU
in GVZ oder Binnenhäfen
— 15 P: Steigerung des Umsatzes/der Mitarbeiterzahl durch die Ausweitung 

vorhandener oder durch neue Geschäftsfelder
— 10 P: Sicherung des Umsatzes/der Mitarbeiterzahl durch die Ausweitung 

vorhandener oder durch neue Geschäftsfelder
— 0 P: Keine Steigerung oder Sicherung Umsatzes/der Mitarbeiterzahl

40

15

B) Qualität des Umsetzungskonzeptes 
— Anzahl von wachsenden innovativen KMU in GVZ oder Binnenhäfen, die neu 

angesiedelt oder deren Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden 
— 15 P: Ansiedlung/Stärkung von mindestens zwei KMU
— 5 P: Ansiedlung/Stärkung von einem KMU
— 0 P: Keine Ansiedlung/Stärkung von KMU

15

2. Querschnittsziele 20 30

Beitrag des Zuwendungsempfängers und/oder der Maßnahme zu den Querschnittszielen 
— Gleichstellung (Maßnahmen zur Gendergerechtigkeit) 

— 5 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird mehrere Maßnahmen 
zur Gleichstellung auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen

— 2 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird eine Maßnahme 
zur Gleichstellung auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen

— 0 P: Der Zuwendungsempfänger leistet keinen Beitrag zur Gleichstellung 

5

— Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung (Maßnahmen zur Vermeidung 
von Diskiminierung aufgrund des Geschlechts, ethnischer Herkunft, Religions-
zugehörigkeit, Behinderung, sexueller Ausrichtung oder Weltanschauung) 
— 5 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird mehrere Maßnahmen 

zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung auf Organisationsebene durch-
geführt/durchführen

— 2 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird eine Maßnahme 
zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung auf Organisationsebene durch-
geführt/durchführen

— 0 P: Der Zuwendungsempfänger leistet keinen Beitrag zur Chancengleichheit 
und Nichtdiskriminierung

5

— Nachhaltige Entwicklung (Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel; Einsparung 
von CO2-Emissionen; Reduzierung des Einsatzes von Primärrohstoffen; Schutz, 
Erhaltung oder Wiederherstellung der Biodiversität; jeweils bis zu 5 P) 
— 15 P: Die Maßnahme leistet einen großen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
— 8 P: Die Maßnahme leistet einen mittleren Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
— 0 P: Die Maßnahme leistet keinen oder sehr kleinen Beitrag zur nachhaltigen 

Entwicklung 

15

— Gute Arbeit (Maßnahmen zur Weiterbildung, Vereinbarung von Beruf und Familie,
Teilhabe am betrieblichen Gesundheitsmanagement oder betrieblicher Mitbestimmung) 
— 5 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird mehrere Maßnahmen 

zu „Guter Arbeit“ auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen
— 2 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird eine Maßnahme zu 

„Guter Arbeit“ auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen: 
— 0 P: Der Zuwendungsempfänger leistet keinen Beitrag zu „Guter Arbeit“

5

Insgesamt 60 100
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Qualitätskriterien zu Vorhaben nach 2.1.2

Mindest-
punktzahl 

Maximal-
punktzahl

1. Richtlinienspezifische fachliche Kriterien 40 70

A) GVZ und Binnenhäfen sollen durch technologische oder konzeptionelle Maßnahmen 
aufgewertet werden, um wachsende, innovative KMU zu stärken und dadurch mehr 
Transporte bei weniger Verkehr zu ermöglichen
— Beitrag zu einem nachhaltigen, umweltfreundlichen und effizienten Güterverkehr 

durch technologische Modernisierung oder durch Umsetzung neuer Logistikkonzepte 
in GVZ und Binnenhäfen
— 40 P: Maßnahme trägt dazu bei, durch Ansiedlung oder Stärkung innovativer KMU 

den Güterverkehr auf die umweltfreundlichen Verkehrsträger Wasserstraße und 
Schiene zu verlagern oder den Güterverkehr erheblich effizienter zu gestalten

— 30 P: Maßnahme trägt dazu bei, durch Ansiedlung oder Stärkung innovativer KMU
den Güterverkehr effizienter zu gestalten

— 0 P: Maßnahme trägt wenig zu einem nachhaltigen, umweltfreundlichen 
und effizienten Güterverkehr bei 

— Beitrag zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit von wachsenden, innovativen KMU
in GVZ oder Binnenhäfen
— 15 P: Steigerung des Umsatzes/der Mitarbeiterzahl durch die Ausweitung 

vorhandener oder durch neue Geschäftsfelder
— 10 P: Sicherung des Umsatzes/der Mitarbeiterzahl durch die Ausweitung 

vorhandener oder durch neue Geschäftsfelder
— 0 P: Keine Steigerung oder Sicherung Umsatzes/der Mitarbeiterzahl

 

40

15

B) Qualität des Umsetzungskonzeptes 
— Anzahl von KMU in GVZ oder Binnenhäfen, die neu angesiedelt oder deren 

Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden 
— 15 P: Ansiedlung/Stärkung von mindestens zwei KMU
— 5 P: Ansiedlung/Stärkung von einem KMU
— 0 P: Keine Ansiedlung/Stärkung von KMU

15

2. Querschnittsziele 20 30

Beitrag der Zuwendungsempfängerin/des Zuwendungsempfängers und/oder der Maßnahme 
zu den Querschnittszielen 
— Gleichstellung (Maßnahmen zur Gendergerechtigkeit)

— 5 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird mehrere Maßnahmen 
zur Gleichstellung auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen

— 2 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird eine Maßnahme 
zur Gleichstellung auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen

— 0 P: Der Zuwendungsempfänger leistet keinen Beitrag zur Gleichstellung 

5

— Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung (Maßnahmen zur Vermeidung 
von Diskiminierung aufgrund des Geschlechts, ethnischer Herkunft, Religions-
zugehörigkeit, Behinderung, sexueller Ausrichtung oder Weltanschauung) 
— 5 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird mehrere Maßnahmen 

zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung auf Organisationsebene durch-
geführt/durchführen

— 2 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird eine Maßnahme 
zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung auf Organisationsebene durch-
geführt/durchführen 

— 0 P: Der Zuwendungsempfänger leistet keinen Beitrag zur Chancengleichheit 
und Nichtdiskriminierung

— Nachhaltige Entwicklung (Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel; Einsparung 
von CO2-Emissionen; Reduzierung des Einsatzes von Primärrohstoffen; Schutz, 
Erhaltung oder Wiederherstellung der Biodiversität; jeweils bis zu 5P) 
— 15 P: Die Maßnahme leistet einen großen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
— 8 P: Die Maßnahme leistet einen mittleren Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
— 0 P: Die Maßnahme leistet keinen oder sehr kleinen Beitrag zur nachhaltigen 

Entwicklung

5

15

— Gute Arbeit (Maßnahmen zur Weiterbildung, Vereinbarung von Beruf und Familie, 
Teilhabe am betrieblichen Gesundheitsmanagement oder betrieblicher Mitbestimmung) 
— 5 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird mehrere Maßnahmen

zu „Guter Arbeit“ auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen
— 2 P: Der Zuwendungsempfänger hat bereits und/oder wird eine Maßnahme zu 

„Guter Arbeit“ auf Organisationsebene durchgeführt/durchführen
— 0 P: Der Zuwendungsempfänger leistet keinen Beitrag zu „Guter Arbeit“

5

Insgesamt 60 100


